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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Landwirtschaft

Agrarpolitik

Ein Postulat Vogler (csp, OW) „Administrative Vereinfachungen beim Vollzug des
Bundesgesetzes über das bäuerliche Bodenrecht” wurde im Nationalrat ohne
Diskussion angenommen. Der Bundesrat wird damit aufgefordert, in Form eines
Berichtes darzulegen, wie der administrative Aufwand der Umsetzung des
Bundesgesetzes über das bäuerliche Bodenrecht (BGBB) verringert werden kann. 1

POSTULAT
DATUM: 19.06.2015
LAURA SALATHE

Der Bericht, welcher zur Erfüllung des Postulats Vogler (csp, OW) mit dem Titel
„Administrative Vereinfachungen beim Vollzug des Bundesgesetzes über das
bäuerliche Bodenrecht“ erstellt wurde, basierte überwiegend auf einem Gutachten,
das bei einem auf das Thema spezialisierten Anwalt in Auftrag gegeben worden war.
Kern dieses Gutachtens waren elf mögliche Massnahmen von primär technischer Natur,
welche sich auf spezifische Bereiche des landwirtschaftlichen Boden- und Pachtrechts
bezogen und die vorgeschlagen wurden, um den administrativen Aufwand beim Vollzug
des bäuerlichen Bodenrechts (BGBB) und des Bundesgesetzes über die
landwirtschaftliche Pacht (LPG) zu reduzieren. Bei der Ausarbeitung der Vorschläge
waren die kantonalen Behörden miteinbezogen worden. Mitunter wurde vorgeschlagen,
dass die Beschränkung der Anzahl Miteigentumsanteile von landwirtschaftlichen
Grundstücken aufgehoben werde, da sie zu mehr administrativem Aufwand führe und
für keine Partei gewinnbringend sei. Auch die Teilung von Grundstücken entlang der
Nutzungszonen solle vereinfacht werden – so das Gutachten. Weiter enthielten die
Massnahmen Vorschläge für zusätzliche Ausnahmen von der Bewilligungspflicht, welche
gilt, wenn mit landwirtschaftlichen Grundstücken oder Gewerben gehandelt wird.
Beispielsweise solle die Einräumung eines Baurechts an Bauten und Pflanzen zu
Gunsten des Pächters eines landwirtschaftlichen Grundstücks keine Erwerbsbewilligung
mehr benötigen. Eine andere Massnahme sah vor, dass der Tausch von Grundstücken
oder Teilen eines Grundstückes gegen Land, Gebäude oder Anlagen ohne
Erwerbsbewilligung ermöglicht werde, sofern kein Aufpreis dafür bezahlt würde und die
neuen Grundstücke für die Betriebe besser geeignet seien.
Der Bericht wurde durch die Stellungnahme des Bundesrates zu den Massnahmen
komplettiert. Im Grundsatz beurteile er die einzelnen Vorschläge als sinnvoll, jedoch
erachte er den Nutzen, der aus diesen Anpassungen resultiere, als zu gering, als dass er
eine Gesetzesrevision anstossen werde. Allerdings liess er offen, bei einer
anderweitigen Überarbeitung der Gesetzgebung die hier gemachten Vorschläge noch
einmal vertieft zu prüfen. 2

POSTULAT
DATUM: 29.03.2017
LAURA SALATHE

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Mit einem Postulat bat die KVF-SR den Bundesrat um die «Berücksichtigung von
städtebaulichen und landschaftsverträglichen Zielsetzungen beim Bypass Luzern und
bei anderen Nationalstrassen-Bauprojekten». Konkret soll der Bund bei
Nationalstrassen-Projekten mit Überdeckungen fachliche Unterstützung für Kantone,
Gemeinden, Städte oder Dritte vorsehen, sofern die Überdeckung einer
städtebaulichen oder landschaftsverträglichen Zielsetzung folgt oder dem Lärmschutz
dient. Die gesetzlichen Möglichkeiten der Mitfinanzierung durch den Bund seien
auszuschöpfen und eine Anpassung der Verordnungen und der Gesetzesgrundlagen sei
zu prüfen, falls dies erforderlich sei. 
Das Postulat war im April 2019 eingereicht worden, im Mai beantragte der Bundesrat die
Annahme und im Juni 2019 behandelte der Ständerat das Postulat in der Debatte zum
Ausbauschritt 2019. Ständerat Graber (cvp, LU) erläuterte die Umstände: Der Bypass
Luzern werde vom Kanton Luzern begrüsst, stosse aber in der Stadt Luzern und auch in
der Stadt Kriens auf massiven Widerstand: Es wird eine unzumutbare Lärmbelastung
der Anwohnenden befürchtet. Ein überparteiliches Komitee aus Kriens habe beim Bund

POSTULAT
DATUM: 06.06.2019
NIKLAUS BIERI
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die Petition «Ein Herz für Kriens. Bypass - so nicht!» mit 3'000 Unterschriften
eingereicht, welche eine weitergehende Eintunnelung verlangt. Ständerat Graber sah
das Kommissionspostulat quasi als «flankierende Massnahme zum Bundesbeschluss»,
denn wenn der Bund Hand biete und Bestrebungen für eine weitere Überdeckung
(Eintunnelung) nach Kräften unterstütze, könne mit Luzern und Kriens eine Lösung
gefunden werden, wie der Bypass Luzern zu realisieren sei. 
Nach der einstimmigen Annahme des Bundesbeschlusses zum Ausbauschritt 2019 am 6.
Juni 2019 wurde auch das «flankierende» Postulat vom Ständerat stillschweigend
gutgeheissen. 3

Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

Im Juni 2018 reichte Thierry Burkart (fdp, AG) ein Postulat betreffend die Schnittstellen
zwischen Nationalstrassen und dem nachgelagerten Strassennetz ein. Burkart forderte
den Bundesrat darin auf zu erläutern, wie er mit der zunehmenden
Verkehrsüberlastung zwischen den Nationalstrassen und dem nachgelagerten lokalen
Strassennetz umzugehen gedenke.
Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats. Dieses wurde in der
Herbstsession 2018 vom Nationalrat stillschweigend gutgeheissen. 4

POSTULAT
DATUM: 28.09.2018
BERNADETTE FLÜCKIGER

Luftfahrt

Ein Postulat zur Überprüfung der Bewilligungspraxis bei Flugshows, eingereicht von
Nationalrätin Feri (sp, AG) im März 2017, sollte den Bundesrat verpflichten, die
Durchführung von Flugshows einzuschränken, zu verbieten oder zumindest das
Bewilligungsverfahren zu verschärfen. Die Postulantin begründete ihren Vorstoss mit
dem Unfallrisiko, den aus Unfällen resultierenden Kosten sowie den Lärmemissionen
und der Luftverschmutzung. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des Postulats, da
für eine Bewilligung schon heute die Einhaltung hoher Sicherheits- und
Umweltanforderungen nötig sei. Ein Verbot von Flugshows erachte die Regierung als
«unverhältnismässig». Im Nationalrat, der das Postulat im März 2019 behandelte,
stimmten nur gerade die Fraktionen der Grünen und der SP für das Postulat, welches
mit 133 zu 55 Stimmen (keine Enthaltungen) abgelehnt wurde. 5

POSTULAT
DATUM: 05.03.2019
NIKLAUS BIERI

Post und Telekommunikation

Ein im Juni des Berichtjahres eingereichtes Postulat Noser (fdp, ZH) beauftragt den
Bundesrat, dem Parlament einen Bericht über die Entwicklungsmöglichkeiten im
Mobilfunk vorzulegen. Ein Augenmerk soll dabei auf die rechtlichen
Rahmenbedingungen gelegt werden, speziell auf die Vereinbarkeit von Raumplanung
und Umweltschutz mit der Errichtung einer modernen Mobilfunkinfrastruktur. Der
Nationalrat überwies das Postulat im September des Berichtsjahres diskussionslos. 6

POSTULAT
DATUM: 28.09.2012
NIKLAUS BIERI

Das 2016 angenommene Postulat KVF-NR betreffend die Baubewilligungsverfahren für
Mobilfunkantennen fand Eingang in die Teilrevision des Raumplanungsgesetzes, wo es
auch generell um Bauten ausserhalb der Bauzone ging. Zwar hielt der Bundesrat in der
Botschaft zur Teilrevision fest, dass Lockerungen im Baubewilligungsverfahren für
Mobilfunkantennen gemäss dem Postulat geprüft worden seien, diese jedoch als nicht
vereinbar mit der Stossrichtung der Revision angesehen würden. Nichtsdestotrotz
beantragte der Bundesrat die Abschreibung des Postulats. Am 3. Dezember 2019 beriet
der Nationalrat über die 2. Etappe der Teilrevision des Raumplanungsgesetzes und
beschloss, nicht darauf einzutreten. Am 20. Dezember kam der Rat kurz auf das
Geschäft zurück: Es galt, über die in der Botschaft gestellten Anträge auf Abschreibung
mehrerer Geschäfte zu befinden. Der Nationalrat stimmte den beantragten
Abschreibungen in globo still zu und schrieb damit auch das Postulat KVF-NR über das
Baubewilligungsverfahren für Mobilfunkantennen ab. 7

POSTULAT
DATUM: 20.12.2019
NIKLAUS BIERI
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Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Gutgeheissen wurde ebenfalls ein Postulat des Christlichdemokraten Widrig (SG),
welches nicht nur in seiner eigenen, sondern in allen bürgerlichen Parteien breite
Unterstützung gefunden hatte. Widrig schlug darin dem Bundesrat vor, die Verbriefung
von Hypothekaranlagen zu prüfen und durch die Beseitigung steuerlicher Hemmnisse,
wie die Abschaffung der Stempelsteuer oder eine Reduktion der Verrechnungssteuer,
den Erwerb von Wohneigentum zu fördern. 8

POSTULAT
DATUM: 14.12.1990
DIRK STROHMANN

Raumplanung

Der Nationalrat überwies ein Postulat Weyeneth (svp, BE) für eine Regelung
einzuführen, die es den Gemeinden erlaubt, mit vertretbarem Aufwand Flanierzonen
als Mittel zur Zentrenaufwertung einzurichten, in denen eine Verkehrsberuhigung ohne
Zutrittsbeschränkungen bei gleichzeitigem Fussgängervortritt angestrebt wird. 9

POSTULAT
DATUM: 18.12.1998
URS BEER

In der Wintersession überwies der Ständerat ein Postulat Hofmann (svp, ZH), welches
den Bundesrat beauftragt, einen Bericht zu den raumordnungspolitischen
Auswirkungen der bilateralen Verträge mit der EU auf die Grenzkantone vorzulegen.
Ein gleichlautendes Postulat ist vom Tessiner Ratti (cvp) (99.3513) im Nationalrat
eingereicht, durch Robbiani (cvp) in der Wintersession übernommen, aber noch nicht
behandelt worden. Der Bericht wird auf Mitte 2002 erwartet. 10

POSTULAT
DATUM: 16.12.1999
DANIEL BRÄNDLI

Nachdem der Ständerat in der vergangenen Wintersession ein Postulat Hofmann (svp,
ZH) (99.3531) angenommen hatte, welches den Bundesrat beauftragt, einen Bericht zu
den raumordnungspolitischen Auswirkungen der bilateralen Verträge mit der EU auf
die Grenzkantone vorzulegen, hat nun auch der Nationalrat ein gleichlautendes
Postulat Ratti (cvp, TI) gutgeheissen. Der Bericht wird bis Mitte 2002 erwartet. 11

POSTULAT
DATUM: 24.03.2000
DANIEL BRÄNDLI

Diskussionslos stimmte der Nationalrat einem Postulat Leutenegger Oberholzer (sp, BL)
zu, welches einen Massnahmenplan zur Förderung der Umnutzung von Industrie- und
Gewerbebrachen verlangt. 12

POSTULAT
DATUM: 18.03.2005
MAGDALENA BERNATH

In der Herbstsession behandelte der Nationalrat zwei Vorstösse, welche sich mit der
Komplexität der Umnutzung von landwirtschaftlichen Bauten ausserhalb der Bauzone
beschäftigen. Die Motion Wandfluh (svp, BE), welche konkret mit einer Änderung von
Artikel 24c und 24d des RPG den Umbau von landwirtschaftlichen Bauten in
Wohnflächen erleichtern will, wurde von einer geschlossenen bürgerlichen Mehrheit
deutlich angenommen. Weiter überwies die grosse Kammer das Postulat Hassler (bdp,
GR), welches aufgrund desselben Anliegens den Bundesrat veranlasst, zu prüfen, wie
das Raumplanungsrecht angepasst werden könnte. 13

POSTULAT
DATUM: 01.10.2010
MARLÈNE GERBER

Der Ständerat überwies ein Postulat Imoberdorf (csp, VS), das vom Bundesrat eine
Übersicht über bestehende raumplanerische Bestimmungen zum Agrotourismus im
angrenzenden Ausland verlangte. Es forderte von der Regierung, dass diese aufzeige,
wie das Schweizer Recht im Rahmen einer umfassenden Teilrevision des RPG an die
weniger restriktiven, ausländischen Bestimmungen angepasst werden könnte. Dieser
Vorstoss nahm das Anliegen einer abgeschriebenen Motion Zemp (cvp, AG) wieder auf,
welche aufgrund eingeschränkter raumplanerischer Möglichkeiten bereits im 2008 um
die Wettbewerbsfähigkeit des Schweizer Agrotourismus im Vergleich zum
benachbarten Ausland besorgt war. 14

POSTULAT
DATUM: 01.06.2011
MARLÈNE GERBER
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Nachdem der Bundesrat in seiner Antwort auf eine Interpellation Riklin (cvp, ZH)
eingestanden hatte, dass die Nutzung des Untergrundes nur unzureichend geregelt sei,
verlangte die Urheberin der Interpellation in einem Postulat einen Bericht über die
geltende Rechtssetzung in der Schweiz und Möglichkeiten zur Verbesserung der
Nutzungssituation. Der Nationalrat überwies das Geschäft diskussionslos. 15

POSTULAT
DATUM: 17.06.2011
MARLÈNE GERBER

Wyss (gp, SO) und Vischer (gp, ZH) äusserten in zwei Postulaten Bedenken, dass
Pendlerströme zur Zersiedelung der Landschaft beitragen und hohe
Infrastrukturkosten verursachen würden. Aus diesen Gründen verlangten die zwei
Geschäfte vom Bundesrat einen Bericht, der aufzeigen soll, mit welchen Anreizen
Arbeitsplatz und Wohnort wieder näher zusammengeführt werden können. Der
Bundesrat zeigte sich bereit, die den Anliegen zu Grunde liegenden Fragestellungen im
Rahmen der zweiten Etappe der RPG-Revision oder allenfalls in der Botschaft zur
neuen Energiepolitik aufzugreifen. In der Herbstsession überwies der Nationalrat das
Postulat Wyss, lehnte in der folgenden Session das Postulat Vischer, welches vom
Bundesrat das Aufzeigen von konkreten Massnahmen in der Raumplanung forderte,
jedoch ab. 16

POSTULAT
DATUM: 30.09.2011
MARLÈNE GERBER

Mit der deutlichen Annahme des Raumplanungsgesetzes habe das Volk seine Forderung
zur Verbesserung des Vollzugs in der Raumplanung zum Ausdruck gebracht, zeigte sich
Albert Vitali (fdp, LU) überzeugt. In einem im Juni eingereichten Postulat forderte er
denn auch eine Evaluation der Sachplanung des Bundes. Die Sachplanung hinke den
gesetzlichen Anforderungen hinterher, was unter anderem eine abgestimmte
Koordination zwischen Kantonen, Gemeinden und Städten erschwere. Der Postulant
erinnerte die Regierung auch an die aus der Raumplanungsverordnung vom 22. Oktober
1997 erwachsende Verpflichtung zur Erstellung eines ebensolchen Evaluationsberichts
pro Legislaturperiode, welcher der Bund bereits seit längerem nicht mehr
nachgekommen sei. Mit der Erstellung eines Berichts, der sowohl Lücken wie auch
Verbesserungsvorschläge aufzeigen soll, sei vorzugsweise eine extern eingesetzte
Arbeitsgruppe zu betrauen. Der Bundesrat beantragte ohne eigene Ausführungen die
Annahme des Postulats. Der Nationalrat folgte diesem Ansuchen in der Sommersession
und überwies das Postulat zuhanden der Regierung. 17

POSTULAT
DATUM: 27.09.2013
MARLÈNE GERBER

Im Dezember 2014 veröffentlichte das ARE in Erfüllung eines Postulats Riklin (cvp, ZH)
einen Bericht, worin das Bundesamt die gegenwärtige Rechtslage zur Nutzung des
Untergrundes darlegt sowie mögliche Massnahmen aufzeigt, wie die Nachhaltigkeit der
Nutzung gesteigert werden könnte. Möglichkeiten, Letzteres zu fördern, sieht der
Bericht im Rahmen der in Angriff genommenen 2. Etappe der RPG-Teilrevision, in der
Überprüfung des Haftungsrechts auf notwendige Präzisierungen, in der verbesserten
Erfassung und Verfügbarkeit von geologischen Daten sowie Daten bezüglich Nutzung
des Untergrundes und in der verstärkten Zusammenarbeit zwischen den föderalen
Einheiten. Gleichzeitig hält der Bericht fest, dass die Regierung die bestehende
Kompetenzverteilung zwischen Bund und Kantonen unangetastet lassen will und sich
gegen die Schaffung eines eigenen Untergrundgesetzes stellt. 18

POSTULAT
DATUM: 05.12.2014
MARLÈNE GERBER

In einem Bericht hat der Bundesrat Potenzial und Möglichkeiten zur Förderung des
verdichteten Bauens in Ortskernen aufzuzeigen. Diesen Auftrag erhielt die Regierung
vom Nationalrat, der ein entsprechendes Postulat von Graffenried (gp, BE) in der
Wintersession 2014 diskussionslos überwies. 19

POSTULAT
DATUM: 12.12.2014
MARLÈNE GERBER

Stillschweigend überwies der Nationalrat auf Anraten des Bundesrates in der
Herbstsession 2015 ein Postulat Bourgeois (fdp, FR), das einen Bericht zu künftigen
Entwicklungen im Raumplanungsrecht fordert. Darin soll sich der Bundesrat mit den
bevorstehenden demographischen und klimatischen Herausforderungen
auseinandersetzen und deren Auswirkungen auf die Raumplanung aufzeigen –
insbesondere in Zusammenhang mit den landwirtschaftlichen Nutzflächen. 20

POSTULAT
DATUM: 25.09.2015
MARLÈNE GERBER
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Les commissions de gestion (CdG) des chambres fédérales ont mandaté le CPA afin
d'évaluer les mesures de préservation des terres cultivables, en se focalisant plus
particulièrement sur la protection des surfaces d'assolement. D'après les conclusions
du rapport, la législation fédérale actuelle ne protège pas suffisamment les terres
cultivables. De plus, la Confédération et l'Administration fédérale ne surveillent pas
correctement la mise en œuvre cantonale des prescriptions relatives à la protection
des terres cultivables. Suite à ces constats, la Commission de gestion du Conseil
national a déposé un postulat demandant au Conseil fédéral d'établir un rapport entre
la préservation des terres cultivables et les autres exigences en matière de protection.
En cas d'acceptation, le Conseil fédéral devra soumettre un compte-rendu analysant la
manière dont les priorités ont été définies pour les exigences en matière de protection
des sols. Il examinera le rapport entre les terres cultivables et la protection des forêts.
Finalement il présentera des solutions législatives pour améliorer la coordination et
l'harmonisation entre les exigences en matière de protection et l'utilisation des sols. Le
Conseil fédéral recommande l'acceptation du postulat. Toutefois, il n'est pas
nécessaire, selon lui, d'élaborer un rapport spécifique aux préoccupations avancées
dans le postulat. En 2016-2017, un groupe d'experts se penchera sur le plan sectoriel de
la Confédération consacré aux surfaces d'assolement et intégrera les différentes
demandes. Le Conseil national adopte le postulat. 21

POSTULAT
DATUM: 02.03.2016
DIANE PORCELLANA

Par 109 voix contre 59, le Conseil national a adopté le postulat déposé par Karl Vogler
(pcs, OW) pour une meilleure coordination de l'aménagement du territoire et de la
planification des transports. L'aménagement du territoire relevant prioritairement des
cantons et la planification des transports étant de la compétence de la Confédération,
une meilleure coordination à l'échelle nationale permettrait un développement plus
ciblé des infrastructures de transport ainsi qu'une diminution des coûts. Les conseillers
nationaux chargent ainsi le Conseil fédéral de leur soumettre un rapport fournissant
des solutions pour mieux coordonner ces deux domaines. Il signalera les domaines dans
lesquels il est nécessaire d'intervenir et présentera les exemples à suivre, tout en
faisant appel à des experts indépendants et à l'appui des cantons. Le Conseil fédéral
avait proposé l'acceptation du postulat. 22

POSTULAT
DATUM: 15.06.2016
DIANE PORCELLANA

Claude Hêche (ps, JU) invite le Conseil fédéral à compléter les objectifs stratégiques
assignés aux entreprises fédérales, afin qu'elles contribuent au développement des
régions de montagne et des espaces ruraux. Ces entreprises n'ont aucune obligation
d'appuyer la mise en œuvre de la politique de la Confédération en faveur des régions et
espaces ruraux. Les objectifs stratégiques fixés par le Conseil fédéral relatifs à ces
régions sont vagues. L'auteur est d'avis que, par leur soutien, les entreprises en
question peuvent renforcer le développement socio-économique régional. 
L'acteur concerné propose de rejeter le postulat. Il estime qu'il dispose des
instruments adéquats pour mettre en œuvre cette politique. La Confédération soutient
des secteurs économiques et des projets d'infrastructures. Les entreprises fédérales,
prestataires de services universels, sont actives sur l'ensemble du territoire helvétique
et contribuent ainsi au développement régional, selon l'avis du Conseil fédéral. Il ne
conçoit pas l'exercice d'un contrôle économique sur ces entreprises comme un
instrument de la politique régionale. Il estime que la présence et la fonction régionales
de celles-ci pourraient se faire plutôt au moyen d'une convention de prestations, d'une
concession de service universel ou par mandat légal. Les conseillers d'Etats ne
partagent pas cet avis, ils adoptent le postulat par 31 voix contre 10 et 2 absentions. Le
Conseil fédéral devra donc répondre à la demande formulée. 23

POSTULAT
DATUM: 26.09.2016
DIANE PORCELLANA

Le Conseil national adopte le postulat de Karl Vogler (pcs, OW) concernant les données
géologiques relatives au sous-sol, comme le souhaitait le Conseil fédéral. Celui-ci
devra fournir un rapport sur les mesures existantes ou à aménager pour recueillir,
coordonner et réglementer de manière uniforme les informations géologiques utiles
pour l'aménagement du sous-sol. La révision de la loi sur l'aménagement du territoire
(LAT II) traite de la planification en sous-sol. Toutefois, le postulant remarque des
manquements au niveau des géodonnées disponibles, nécessaires à cette planification.
Peu de cantons disposent d'une réglementation actuelle de l'utilisation du sous-sol.
Seuls quelques-uns réglementent la saisie et l'utilisation de ces données, obligeant les
privés à fournir ces informations pour une utilisation à des fins de planification. 24

POSTULAT
DATUM: 17.03.2017
DIANE PORCELLANA
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Trotz Widerstand der SVP-Fraktion überwies der Nationalrat Mitte September 2019 das
von Claude Béglé (cvp, VD) eingereichte Postulat «Smarte Industrie- und
Gewerbezonen: Für eine verbesserte Planung der Industrie- und Gewerbezonen». Im
Wesentlichen ging es dem Motionär um die Schaffung von entsprechenden Anreizen für
die Gemeinden. Namens der Regierung ging Bundesrätin Simonetta Sommaruga mit
dem Antragsteller überein, «dass der Umgang der Kantone und Gemeinden mit ihren
Arbeitszonen ein wichtiger Bestandteil einer nachhaltigen Raumentwicklung ist.» Der
Rat nahm das Postulat mit 124 zu 64 Stimmen an. 25

POSTULAT
DATUM: 12.09.2019
SEAN MÜLLER

Im September 2019 nahm der Ständerat das Postulat der UREK-SR zur Erleichterung
der Verdichtung stillschweigend an. Damit wurde der Bundesrat beauftragt
aufzuzeigen, wie energetisches Sanieren und Verdichten in Bauzonen optimal
kombiniert werden können. Abgesehen von dem von Kommissionssprecher Damian
Müller (fdp, LU) hervorgehobenen «Zielkonflikt zwischen der CO₂-Reduktion und dem
Heimat- und Ortsbildschutz» gehe es hierbei auch um föderale Fragen, wie Werner
Luginbühl (bdp, BE) erklärte. Denn sowohl auf Bundesstufe wie auch in den Kantonen
sei der Handlungsbedarf aufzuzeigen. 26

POSTULAT
DATUM: 25.09.2019
SEAN MÜLLER

Diskussionslos überwies der Nationalrat im September 2019 ein Postulat von Philipp
Kutter (cvp, ZH) über besondere Herausforderungen der Agglomerationen. Auch der
Bundesrat hatte Annahme beantragt mit der Begründung, dass ab 2022 sowieso eine
Evaluation der Agglomerationspolitik 2016+ anstehe. Die nun im Postulat speziell
erwähnten Bereiche umfassen die Raumplanung und Mobilität einerseits und die
Wirtschaftsentwicklung sowie mögliche Unterstützung von Agglomerationen
andererseits. 
Bereits im Februar 2019 hatten das ARE und das SECO dem Bundesrat eine gemeinsame
«Berichterstattung zum Stand der Umsetzung der Agglomerationspolitik 2016+ und der
Politik für die ländlichen Räume und Berggebiete» vorgelegt. Unter anderem definiert
dieser Zwischenbericht vier Arbeitsschwerpunkte für die Periode von 2020 bis 2023:
eine bessere Mobilisierung der Schlüsselakteure; vermehrte Nutzung der Tripartiten
Konferenz (Bund, Kantone und Gemeinden) als «Plattform für strategische Diskussionen
zwischen den Staatsebenen»; klarere Identifikation des Stadt-Land-
Koordinationsbedarfs sowie die Aufnahme aktueller Themen wie etwa Digitalisierung
oder Klimawandel und die Entwicklung entsprechender Massnahmen. Die
Agglomerationspolitik im Speziellen soll von ihrem bisher exklusiven Fokus auf den
Verkehr abrücken, der im 2017 geschaffenen Nationalstrassen- und
Agglomerationsverkehrsfonds (NAF) seinen Höhepunkt fand. 27

POSTULAT
DATUM: 27.09.2019
SEAN MÜLLER

Beat Flach (glp, AG) forderte mit seinem Postulat zum Wildwuchs und Wirrwarr bei den
Regeln der Baukunde einen Bericht des Bundesrates, der Massnahmen für eine
verbesserte Koordination der verschiedenen technischen Regelungen und der
dahinterstehenden Akteure im Planungs- und Bauwesen aufzeigen soll. Laut einer in
der Begründung zitierten Studie des SECO würde allein das Baubewilligungsverfahren
Regulierungskosten von über CHF 600 Mio. pro Jahr verursachen. Nachdem auch der
Bundesrat Annahme des Postulates beantragt hatte, überwies es der Nationalrat im
September 2019 stillschweigend. 28

POSTULAT
DATUM: 27.09.2019
SEAN MÜLLER

Umweltschutz
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Lärmschutz

Le Conseil national a transmis le postulat Loeb (prd, BE) qui prône l'introduction d'une
taxe d'atterrissage sur les aéronefs en fonction du bruit émis, ceci afin d'inciter à la
réalisation d'appareils moins bruyants. 29

POSTULAT
DATUM: 06.06.1991
SERGE TERRIBILINI

Pour parfaire l'ordonnance fédérale sur la protection contre le bruit (OPB), le postulat
redéposé par Guillaume Barazzone (pdc, GE) demande qu'un nouveau plan national de
mesures soit présenté par le Conseil fédéral pour réduire la formation et la
propagation du bruit excessif. Pressentant que son postulat (14.3161) ne serait traité
dans les délais, l'auteur déposa un second postulat de même teneur en espérant que sa
demande soit traitée par le Conseil national. Il dénonce la voie que souhaite prendre le
Conseil fédéral, à savoir de remplacer par une réglementation légale les conditions
jurisprudentielles permettant aux personnes dérangées par un bruit excessif d'intenter
une action en dommages-intérêts pour la perte de valeur de leur propriété. Cela
engendrerait des coûts pour les collectivités, alors que certains cantons et communes
auront de la peine à respecter les délais de mise en œuvre des mesures
d'assainissement prévus dans l'OPB. Il estime que l'argent de la collectivité devrait
plutôt servir à financer des mesures d'assainissement sonore. Il invite donc le Conseil
fédéral à fournir un nouveau plan de mesures qui encouragent les collectivités faisant
des efforts. Le Conseil fédéral prône toujours l'acceptation du postulat. Toutefois, il
rappelle qu'en vertu de la garantie constitutionnelle de la propriété (art. 26 al.2 Cst),
l'obligation d'indemniser les personnes dont la propriété perd de la valeur en raison
des nuisances sonores devra figurer dans le plan de mesures. Lors du passage au
Conseil national, la discussion a été renvoyée. 30

POSTULAT
DATUM: 18.12.2015
DIANE PORCELLANA

Le postulat visant la réduction des nuisances sonores a été finalement traité et adopté
par le Conseil national par 112 voix contre 74 et une abstention. Les voix opposées
provenaient du camp bourgeois. Lors du débat au plénum, l'UDC a argumenté qu'il
s'agissait plutôt d'un problème de délais que de mesures et ne souhaitait pas un plan
national. 31

POSTULAT
DATUM: 02.03.2016
DIANE PORCELLANA
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